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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 9. April 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung 
von Richtlinien der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Dienstleistungsverkehr 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 279. Sitzung 
am 5. März 1965 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Stücklen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung von Richtlinien der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft über die Niederlassungsfreiheit und 
den freien Dienstleistungsverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

(1) Eine ausländische juristische Person be- 
darf für die Ausübung eines Gewerbes im Inland 
der Genehmigung; dies gilt auch für die in § 6 
genannten Gewerbe. Bestimmungen in zwischen- 
staatlichen Vereinbarungen bleiben unberührt. 
Die Genehmigung wird für eine bestimmte ge- 
werbliche Tätigkeit erteilt; sie kann befristet, 
bedingt, unter Auflagen und auf Widerruf erteilt 
werden. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt wer- 
den, wenn zu besorgen ist, daß die Tätigkeit der 
ausländischen juristischen Person dem öffent- 
lichen Interesse widerspricht, insbesondere wenn 

1. die Gegenseitigkeit nicht gewährleistet 
ist, 

2. die ausländische juristische Person 
hinsichtlich der Höhe des Kapitals nicht 
entsprechenden Anforderungen genügt, 
wie sie das deutsche Recht an ver- 
gleichbare inländische juristische Per- 
sonen stellt. 

(3) Zuständig für die Erteilung der Geneh- 
migung ist die für die Wirtschaft zuständige 
oberste Landesbehörde des Landes, in dem die 
ausländische juristische Person die gewerbliche 
Tätigkeit erstmalig beginnen will. 

(4) Der Genehmigung nach Absatz 1 bedarf 
eine ausländische juristische Person nicht, wenn 
sie 

1. nach dem Gesetz über die Beaufsichti- 
gung der privaten Versicherungsunter- 
nehmungen und Bausparkassen in der 
Fassung vom 6. Juni 1931 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 315, 750), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über die Beaufsichtigung der 
privaten Versicherungsunternehmun- 
gen und Bausparkassen vom 28. Fe- 
bruar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 85), 


2. nach dem Gesetz über das Kredit- 
wesen vom 10. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 881) 

der Aufsicht unterliegt. 

(5) Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Justiz und mit Zustimmung des 
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschrif- 
ten zur Durchführung der Absätze 1 und 2 zu 
erlassen." 

2, Nach § 12 wird folgender § 12 a eingefügt: 

„§ 12 a 

§ 12 findet keine Anwendung auf ausländische 
juristische Personen, die nach den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gegründet sind und 
ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwal- 
tung oder ihre Hauptniederlassung innerhalb 
der Gemeinschaft haben. Für juristische Perso- 
nen, die nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft gegründet worden sind und ihren satzungs- 
mäßigen Sitz jedoch weder ihre Hauptverwal- 
tung noch ihre Hauptniederlassung innerhalb 
der Gemeinschaft haben, gilt dies nur, wenn ihre 
Tätigkeit in tatsächlicher und dauerhafter Ver- 
bindung mit der Wirtschaft eines Mitgliedstaates 
steht." 

3. In § 15 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Das gleiche gilt, wenn ein Gewerbe von einer 
ausländischen juristischen Person begonnen wird, 
deren Rechtsfähigkeit im Inland nicht anerkannt 
wird." 

Artikel II 

§ 292 des Aktiengesetzes wird aufgehoben. 


Artikel III 

Für die Abnahme der eidesstattlichen Erklärun- 
gen, die nach den Richtlinien des Rats der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs an die Stelle der Bescheini- 
gungen über die Konkursfreiheit treten können, 
sind die Notare zuständig. In der Erklärung ist unter 
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Versicherung von Eides Statt anzugeben, ob und 
gegebenenfalls wann über das Vermögen des Erklä- [ 
renden ein Konkursverfahren eröffnet oder dessen j 
Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden ist. Hat ! 
ein Konkursverfahren stattgefunden, so kann sich 
die Erklärung auf alle näheren Umstände dieses I 
Verfahrens, insbesondere auch darauf erstrecken, 
wann und in welcher Weise das Verfahren beendigt | 
worden ist und ob und wie die Gläubiger befriedigt j 
worden sind. Ist die Konkurseröffnung mangels j 
Masse abgelehnt worden, so kann sich die eides- j 
stattliche Erklärung in entsprechender Weise auf 
die damit im Zusammenhang stehenden näheren 
Umstände erstrecken. j 


Artikel IV 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, welche Behörde oder Stelle einem 
durch die Richtlinien des Rats der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft über die Verwirklichung 


der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienst- 
leistungsverkehrs Begünstigten 

1. die in diesen Richtlinien vorgesehenen Be- 
scheinigungen über eine Ausbildung oder Be- 
fähigung oder die Ausübung einer beruflichen 
Tätigkeit erteilt, 

2. mitteilt, unter welche Regelung die von ihm 
beabsichtigte berufliche Tätigkeit fallen würde. 

Artikel V 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel VI 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

Zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb der 
Europäischen Wirtschaftgemeinschaft hat der Rat der 
EWG verschiedene Richtlinien erlassen, deren Durch- 
führung in der Bundesrepublik bestimmte gesetz- ; 
geberische Maßnahmen erfordert. Es handelt sich : 
u. a. um die Richtlinien zur Verwirklichung der Nie- ; 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- j 
Verkehrs 

für Tätigkeiten im Großhandel vom 25. Februar | 
1964 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- ! 
ten S. 863), 

für Vermittlertätigkeiten in Handel, Industrie j 
und Handwerk vom 25. Februar 1964 (Amts- j 
blatt der Europäischen Gemeinschaften S. 869), 

für selbständige Tätigkeiten des Bergbaus, ein- ! 
schließlich der Gewinnung von Steinen und Er- 
den (CITI-Hauptgruppen 11 — 19) vom 7. Juli 1964 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 1871), 

für selbständige Tätigkeiten der be- und ver- 
arbeitenden Gewerbe der CITI-Hauptgruppen 
23 — 40 (Industrie und Handwerk) vom 7. Juli 
1964 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten S. 1880). 

Nach diesen Richtlinien sind in erster Linie bestehen- 
de Ausländerbeschränkungen in bezug auf Staatsan- , 
gehörige und Gesellschaften der anderen Mitglied- : 
Staaten zu beseitigen. Darüber hinaus ist in den 
Richtlinien u. a. vorgesehen, daß die Begünstigten 
an Stelle einer im Aufnahmeland geforderten Kon- ; 
kursfreiheitsbescheinigung — sofern eine solche im ; 
Heimat- oder Herkunftsland nicht ausgestellt wird 
— eine eidesstattliche Erklärung hierzu vorlegen 
können. 

Ferner hat der Rat der EWG Richtlinien über die : 
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstlei- 
stungsverkehr erlassen, die im Rahmen von Uber- j 
gangsmaßnahmen vorsehen, daß Angehörige eines 
Mitgliedstaates bei Aufnahme einer Tätigkeit in 
einem anderen Mitgliedstaat ihre Ausbildung, Be- ! 
fähigung oder die frühere Ausübung einer beruf- ; 
liehen Tätigkeit den Behörden dieses Staates durch [ 
eine Bescheinigung des Heimatstaates nachweisen. 
Bestimmungen dieser Art sind bisher in den Richt- 
linien über Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen 

auf dem Gebiet der Tätigkeiten des Großhan- 
dels sowie der Vermittlertätigkeiten in Handel, 
Industrie und Handwerk vom 25. Februar 1964 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 857) und auf dem Gebiet der selbständigen 
Tätigkeiten der be- und verarbeitenden Ge- 
werbe der CITI-Hauptgruppen 23 — 40 (Industrie 


und Handwerk) vom 7. Juli 1964 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften S. 1863) 

enthalten. 

Der Gesetzentwurf sieht in dem Artikel I Nr. 2 und 
Artikel II die Beseitigung der in den Richtlinien ge- 
nannten Ausländerbeschränkungen vor, soweit sie 
sich aus innerstaatlichen Gesetzen ergeben. Arti- 
kel III bestimmt die Stelle, vor der die eidesstatt- 
lichen Erklärungen darüber abgegeben werden kön- 
nen, daß ein Konkursverfahren über das Vermögen 
des Erklärenden weder eröffnet noch mangels Masse 
abgelehnt worden ist. Eine Ermächtigung der Bun- 
desregierung, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu bestimmen, welche Be- 
hörde oder Stelle die Bescheinigungen über eine 
Ausbildung, Befähigung oder die Ausübung einer 
beruflichen Tätigkeit erteilt, ist in Artikel IV ent- 
halten. Solche Bescheinigungen sind in den beiden 
Richtlinien über Einzelheiten der Übergangsmaßnah- 
men vorgesehen und werden in Zukunft auch nach 
Richtlinien auf anderen Sachgebieten erforderlich 
werden. 

Die vorgenannten Vorschriften dienen unmittelbar 
der Durchführung der genannten Richtlinien, insbe- 
sondere wird durch die Einfügung des neuen § 12 a 
in die Gewerbeordnung das besondere Genehmi- 
gungserfordernis nach § 12 Gewerbeordnung (GewO) 
für juristische Personen der übrigen Mitgliedstaaten 
der EWG beseitigt. 

In Zusammenhang mit der Einfügung des neuen 
§ 12 a ist auch die Frage geprüft worden, ob es not- 
wendig ist, hinsichtlich der juristischen Personen 
außerhalb des EWG-Bereichs an dem Genehmi- 
gungserfordernis festzuhalten. Diese Frage ist zu 
bejahen. Auf die Genehmigungsbedürftigkeit kann 
aus allgemeinen, im Bereich des öffentlichen Inter- 
esses liegenden Gründen nicht verzichtet werden. 
Im Vordergrund steht der Gedanke, durch eine 
Prüfung im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens 
mögliche Gefährdungen inländischer Gläubiger 
durch kapitalschwache ausländische juristische Per- 
sonen auszuschließen. Auch soll verhindert werden, 
daß die deutschen Rechtsvorschriften dadurch um- 
gangen werden, daß Inländer, die die Voraussetzun- 
gen für die Gründung einer juristischen Person im 
Inland nicht erfüllen, in einem ausländischen Staat, 
in dem geringere Anforderungen an die Gründung 
einer juristischen Person gestellt werden, eine „aus- 
ländische" juristische Person errichten und sodann 
das beabsichtigte Gewerbe in der Bundesrepublik 
in der Form einer Zweigniederlassung dieser aus- 
ländischen juristischen Person betreiben. 

Aus rechtsstaatlichen Gründen ist es jedoch not- 
wendig, den bisherigen § 12 GewO neu zu fassen. 
Diese Vorschrift enthält in der noch geltenden Fas- 
sung keine Einzelheiten über die Erteilung und Ver- 
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sagung der hiernach erforderlichen Genehmigung 
für die Zulassung ausländischer juristischer Perso- 
nen zum Gewerbebetrieb im Inland. In der Verwal- 
tungspraxis der für die Erteilung der Genehmigun- 
gen zuständigen obersten Wirtschaftsbehürden der ; 
Bundesländer haben sich im Laufe der Zeit zwar | 
gewisse Kriterien herausgebildet, nach denen das 
Genehmigungsverfahren durchgeführt wird. Dieser 
Zustand ist jedoch nicht voll befriedigend. Im Inter- 
esse der Rechtssicherheit und der Rechtseinheit im j 
Bundesgebiet erscheint es geboten, die Vorschrift 
näher zu konkretisieren. Für die Durchführung die- 
ser bereits seit längerem vorgesehenen gesetzlichen 
Maßnahme bietet sich aus Zweckmäßigkeitsgründen 
das vorliegende Gesetz an, dessen Artikel I Nr. 1 
eine entsprechende Neufassung des § 12 GewO ent- 
hält. 

Der Entwurf sieht in Artikel IT die Aufhebung des 
§ 292 Aktiengesetz vor, der bisher auf ausländische 
juristische Personen in der Rechtsform der Aktien- 
gesellschaft und der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien Anwendung findet. Diese Sondervorschrift 
ist entbehrlich, da die Vorschrift des § 12 GewO 
künftig für alle ausländischen juristischen Personen 
ohne Rücksicht auf ihre rechtliche Konstruktion 
gelten soll. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht mit zusätzlichen 
Kosten belastet. 


Im einzelnen 

Zu Artikel I 

Zu Nummer 1 j 

Absatz 1 Satz 1 des § 12 entspricht inhaltlich dem j 
bisherigen § 12 Abs. 1 Satz 1 GewO, wonach aus- 
ländische juristische Personen für die Ausübung 
eines Gewerbes einer Genehmigung bedürfen. Durch 
Satz 1 zweiter Halbsatz wird klargestellt, daß auch 
die Ausübung der in § 6 GewO genannten Gewerbe 
genehmigungsbedürftig ist; die in dieser Vorschrift 
aufgeführten nicht gewerblichen Tätigkeiten sind 
somit nach § 12 des Entwurfs nicht genehmigungs- 
bedürftig. Ferner entfällt das Genehmigungserfor- 
dernis für die in § 12 Abs. 4 des Entwurfs genann- 
ten Gewerbe. Schließlich ist nach Absatz 1 Satz 2 
eine Genehmigung nicht erforderlich, wenn und so- 
weit in zwischenstaatlichen Vereinbarungen etwas 
anderes — z. B. Inländerbehandlung — bestimmt 
wird. 

Die Genehmigung wird für eine bestimmte gewerb- 
liche Tätigkeit erteilt. Die hier vorgesehene Be- 
schränkung ist erforderlich, weil eine Genehmigung 
nur für solche Tätigkeiten erteilt werden soll, für 
die die Gegenseitigkeit gewährleistet ist (vgl. Ab- 
satz 2 Nr. 1). In Übereinstimmung mit der bisherigen 
Zulassungspraxis der Länder soll die Genehmigung 
befristet, bedingt, unter Auflagen und auf Wider- 
ruf erteilt werden können. 

Nach Absatz 2 darf die Genehmigung nur versagt 
werden, wenn zu besorgen ist, daß die Tätigkeit I 
der ausländischen juristischen Person dem öffent- : 


liehen Interesse widerspricht. In der Regel der Fälle 
wird eine Tätigkeit dann dem öffentlichen Interesse 
widersprechen, wenn eine der in den Nummern 1 
und 2 genannten Voraussetzungen nicht gegeben 
ist. Nach Nummer 1 muß die Gegenseitigkeit für den 
Zugang zu einer bestimmten Tätigkeit vorliegen. 
Handelt es sich hierbei z. B. um eine Großhandels- 
tätigkeit auf einem bestimmten Sektor, so genügt es 
nicht, wenn in dem ausländischen Staat die Gegen- 
seitigkeit zwar hinsichtlich einer industriellen Be- 
tätigung, nicht aber im Bereich des Großhandels be- 
steht. Nach Nummer 2 muß die ausländische juristi- 
sche Person entsprechenden Anforderungen genü- 
gen, die hinsichtlich der Höhe des Kapitals an ver- 
gleichbare inländische juristische Personen gestellt 
werden. Diese Vorschrift dient dem Schutz inlän- 
discher Gläubiger. Der inländische Geschäftspartner 
einer ausländischen juristischen Person soll im Ge- 
schäftsleben darauf vertrauen können, daß ihm bei 
einer zugelassenen ausländischen juristischen Per- 
son ein Partner gegenübersteht, der hinsichtlich 
seiner Kapitalverhältnisse in etwa den Anforde- 
rungen genügt, die an eine vergleichbare inländische 
juristische Person gestellt werden. 

Die Aufzählung der Versagungsgründe in Absatz 2 
ist nur eine beispielhafte. 

Entsprechend der bisherigen Verwaltungspraxis 
sieht Absatz 3 vor, daß die für die Wirtschaft zu- 
ständigen obersten Landesbehörden die Genehmi- 
gungen erteilen, örtlich zuständig soll die oberste 
Wirtschaftsbehörde sein, in deren Bereich die aus- 
ländische juristische Person die gewerbliche Tätig- 
keit erstmalig beginnen will. Die Genehmigung gilt 
für die Ausübung einer entsprechenden Tätigkeit 
auch in dem Bereich eines der übrigen Bundesländer. 

Absatz 4 Nr. 1 befreit diejenigen Versicherungs- 
unternehmungen in der Rechtsform der juristischen 
Person von dem Genehmigungserfordernis, die nach 
dem Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen und Bausparkassen 
in der Fassung vom 6. Juni 1931 (RGBL I S. 315, 750), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Februar 1955 
.(BGBl. I S. 85), der Aufsicht unterliegen. Eine ent- 
sprechende Regelung ist in der Nummer 2 für die 
nach dem Gesetz über das Kreditwesen vom 10. Juli 
1961 (BGBl. I S. 881) der Aufsicht unterliegenden 
juristischen Personen vorgesehen. Die Freistellung 
der genannten juristischen Personen von dem Ge- 
nehmigungserfordernis nach der Gewerbeordnung 
ist deshalb gerechtfertigt, weil in diesen Fällen 
bereits mit Hilfe der Vorschriften des Versicherungs- 
aufsichtsgesetzes und des Kreditwesengesetzes die 
Interessen der inländischen Gläubiger hinreichend 
geschützt werden können. Die Regelung dient gleich- 
zeitig auch der Verwaltungsvereinfachung. 

Um eine möglichst einheitliche Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens in allen Ländern zu er- 
reichen, ist in Absatz 5 eine Ermächtigung für den 
Bundesminister für Wirtschaft vorgesehen, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister der Justiz und 
mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften zu erlassen. 

Der bisherige § 12 Abs. 2 GewO kann ersatzlos ent- 
fallen. Ob und inwieweit Soldaten und Beamte Be- 
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Schränkungen hinsichtlich der Ausübung gewerb- : 
licher Tätigkeiten unterliegen, ist in Spezialvor- j 
schritten geregelt (z. B. Bundesbeamtengesetz, Beam- j 
tenrechtsrahmengesetz, Soldatengesetz). Der Hin- j 
weis auf diese Spezialvorschriften in § 12 Abs. 2 i 
GewO hat lediglich deklaratorische Bedeutung und 
ist daher entbehrlich; soweit § 12 Abs. 2 auf ge- 
werberechtliche Beschränkungen für Angehörige von 
Soldaten und Beamten verweist, ist er gegenstands- 
los geworden. 

Zu Nummer 2 

Wie bereits im Allgemeinen Teil ausgeführt, ist die 
Bundesrepublik auf Grund verschiedener Richtlinien 
der EWG (vgl. z. B. Artikel 3 der Richtlinie über die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für Tätigkeiten im 
Großhandel vom 25. Februar 1964 — Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften S. 863 — ) gehalten, 
das Genehmigungserfordernis nach § 12 GewO (und 
nach § 292 Aktiengesetz) für juristische Personen 
der Mitgliedstaaten der EWG für diese Tätigkeitsbe- 
reiche zu beseitigen. Dieser Forderung trägt § 12 a 
des Entwurfs Rechnung. Da in Kürze mit der Libe- 
ralisierung weiterer Bereiche zu rechnen ist, 
empfiehlt es sich, schon jetzt das Genehmigungser- 
fordernis nach den genannten Vorschriften für 
juristische Personen aus den Mitgliedstaaten der i 
EWG hinsichtlich aller Tätigkeitsbereiche zu besei- | 
tigen. Der Wegfall der Genehmigung nach § 12 läßt | 
anderweitige Genehmigungserfordernisse, Beschrän- 
kungen u. ä. (vgl. z. B. § 5 GewO) unberührt. Die in 
der Vorschrift verwendeten Begriffe „satzungsmäßi- 
ger Sitz, Hauptverwaltung, Hauptniederlassung" 
sind dem Artikel 58 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftgemeinschaft entnommen. 

Ausländische juristische Personen, die lediglich ihren j 
satzungsmäßigen Sitz innerhalb der Gemeinschaft j 
haben und deren Tätigkeit nicht in tatsächlicher und 
dauerhafter Verbindung mit der Wirtschaft eines 
Mitgliedstaates steht, unterliegen weiterhin der Ge- j 
nehmigungspflicht nach § 12 GewO; sie fallen nicht 
unter den Kreis der nach den Richtlinien Begünstig- 
ten (vgl. z. B. Artikel 1 der Richtlinie für den Groß- 
handel in Verbindung mit Abschnitt I des Allge- 
meinen Programms zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit ; vgl. Amtsblatt 

der Europäischen Gemeinschaften 1962 S. 36). 


Zu Nummer 3 


Nach geltendem Recht ist es nicht unzweifelhaft, 
welche gewerberechtliche Bedeutung es für die Be- 
tätigung einer ausländischen juristischen Person im 
Inland hat, wenn ihre Rechtsfähigkeit nach deut- 
schem Recht nicht anerkannt wird. 


i 


Der neue § 15 Abs. 2 Satz 2 GewO soll die Rechts- 
lage klären. 

Nach dieser Vorschrift kann künftig gegen die ge- 
werbliche Betätigung von ausländischen juristischen 
Personen, deren Rechtsfähigkeit im Inland nicht an- j 
erkannt wird, ohne Rücksicht darauf eingeschritten 
werden, ob ihre gewerbliche Betätigung im Inland 
nach dem neuen § 12 GewO einer Genehmigung be- i 


darf oder ob sie nach dem neuen § 12 a GewO ge- 
nehmigungsfrei zulässig ist. Daneben kann wie bis- 
her, soweit nach den neuen §§ 12, 12 a GewO eine 
Genehmigung zum Gewerbebetrieb im Inland noch 
erforderlich, aber nicht erteilt ist, die Ausübung des 
Gewerbes auf Grund des § 15 Abs. 2 Satz 1 GewO 
verhindert werden. Da nach ausländischem Recht 
ordnungsmäßig errichtete ausländische juristische 
Personen nach deutschem Recht grundsätzlich an- 
erkannt werden, beschränkt sich der Anwendungs- 
bereich des neuen § 15 Abs. 2 Satz 2 GewO auf 
ausländische juristische Personen, deren Anerken- 
nung gegen die öffentliche Ordnung in der Bundes- 
republik verstoßen würde (Artikel 30 EGBGB). 


Zu Artikel II 

Die Vorschrift des § 292 Aktiengesetz stellt eine lex 
specialis für ausländische juristische Personen in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft und Kommandit- 
gesellschaft auf Aktien dar. Ein Bedürfnis für die 
Aufrechterhaltung dieser Vorschrift neben § 12 

GewO ist nicht gegeben; sie kann daher gestrichen 
werden. Der Entwurf eines neuen Aktiengesetzes 
(Bundestagsdrucksache IV/ 171) sieht im übrigen eine 
dem derzeitigen § 292 Aktiengesetz entsprechende 
Vorschrift nicht mehr vor. Auch die Zulassung von 
ausländischen Aktiengesellschaften und Komman- 
ditgesellschaften auf Aktien richtet sich künftig nur 
nach § 12 GewO. 


Zu Artikel III 

Konkursfreiheitsbescheinigungen im Sinne der Richt- 
linien der EWG über die Niederlassungsfreiheit und 
den freien Dienstleistungsverkehr können in der 
Bundesrepublik nicht ausgestellt werden, weil es 
keine amtliche Stelle gibt, die alle Konkurse erfaßt. 
Diese Bescheinigungen sollen daher durch eides- 
stattliche Erklärungen ersetzt werden können, wie 
es die Richtlinien ausdrücklich zulassen. Um die 
eidesstattlichen Versicherungen mit der nötigen Be- 
weiskraft auszustatten und sie dem Strafschutz des 
§§ 156 StGB zu unterstellen, ist es erforderlich, daß 
sie vor einer Stelle abgegeben werden, die für die 
Abnahme derartiger eidesstattlicher Versicherungen 
zuständig ist. Da es eine solche Stelle in der Bundes- 
republik nicht gibt, muß sie in diesem Durchfüh- 
rungsgesetz bestimmt werden. Zuständig sollen die 
Notare sein. Sie würden damit nach § 22 Abs. 2 
Bundesnotarordnung auch zur Abnahme (Beurkun- 
dung) befugt sein. Zum anderen muß der Inhalt der 
Erklärung näher festgeiegt werden. Die Erklärung 
hat außer der Eröffnung des Konkursverfahrens 
auch die Ablehnung des Verfahrens mangels Masse 
zu berücksichtigen. Um eine Schlechterstellung des 
deutschen Antragstellers gegenüber Staatsangehö- 
rigen der anderen Mitgliedstaaten zu vermeiden, 
geben die Sätze 3 und 4 ihm die Möglichkeit, auch 
die Umstände in der eidesstattlichen Versicherung 
näher darzulegen, die im Falle eines früheren Kon- 
kursverfahrens oder bei Ablehnung eines Konkurs- 
verfahrens mangels Masse nach dem Recht des be- 
treffenden EWG-Mitgliedstaates zu seinen Gunsten 
sprechen könnten. 
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Zu Artikel IV 

ln der Bundesrepublik ist nach dem geltenden Recht 
nicht für alle Bereiche eine Zuständigkeit zur Aus- 
stellung der in Rede stehenden Bescheinigungen be- 
gründet. Auch soweit das der Fall ist, sind die Rege- 
lungen in den einzelnen Ländern zum Teil unter- 
schiedlich. 

Daraus könnten für deutsche Bewerber in den ande- 
ren Mitgliedstaaten erhebliche Schwierigkeiten ent- 
stehen, wenn etwa Behörden des Aufnahmestaates ; 
wegen der für sie nicht überschaubaren Zuständig- 
keitsregelung Zweifel an der Echtheit der vorge- 
legten Bescheinigungen äußern. Der Bund muß des- 
halb — im Rahmen seiner Gesetzgebungskompetenz j 
— die Zuständigkeit einheitlich festsetzen können, j 
Da andererseits z. Z. noch nicht zu übersehen ist, j 
auf welchen Gebieten solche Bescheinigungen in Zu- . 
kunft vorgeschrieben werden, kann zunächst nur ' 
eine Ermächtigung in das Gesetz aufgenommen : 
werden. Die Beteiligung des Bundesrates stellt dabei 
die Berücksichtigung der Interessen der Länder 
sicher. Sofern die Bundesregierung von der Ermäch- 
tigung keinen Gebrauch macht — falls etwa die 
geltende Regelung den zu stellenden Anforderun- 


| gen genügt — , verbleibt es bei den sonst bestehen- 
den Vorschriften. 

In der Richtlinie über die Einzelheiten der Uber- 
gangsmaßnahmen betreffend Industrie und Hand- 
werk ist darüber hinaus vorgesehen, daß den Be- 
günstigten auf Anfrage mitzuteilen ist, unter welche 
Regelung iin Aufnahmeland die von ihm beabsich- 
tigte Tätigkeit fallen würde. Ähnliche Bestimmungen 
| werden voraussichtlich noch in weitere Richtlinien 
aufgenommen werden. Auch die Zuständigkeit zur 
Erteilung dieser Auskünfte soll einheitlich festge- 
setzt werden. 

Zu Artikel V 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel VI 

Im Hinblick auf die in den einschlägigen Richtlinien 
der EWG gesetzten Termine für die Durchführung 
der Richtlinien muß das Gesetz sobald wie möglich, 
cl. h. unmittelbar nach seiner Verkündung, in Kraft 
treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Artikel I 

In Nr. 1 (§ 12 Abs. 1 GewO) sind die Worte 
„die Ausübung eines Gewerbes" durch die Worte 
„den Gewerbebetrieb" zu ersetzen. 

B e g r ü n düng 

Notwendige Anpassung an die übliche Aus- 
drucksweise der Gewerbeordnung. 


2. Artikel IV 

Artikel IV des Entwurfs enthält eine isolierte 
Zuständigkeitsregelung, die nur an Richtlinien 
der EWG anknüpft. Nach Artikel 84 Abs. 1 des 
Grundgesetzes bedarf es einer materiell-recht- 
lichen Norm, um eine Zuständigkeitsbestimmung 
im Bereich der landeseigenen Verwaltung treffen 
zu können. Die Kompetenz des Bundes zum Er- 
laß einer materiell-rechtlichen Noim ist auf den 
Zuständigkeitskatalog der Arlikel 73 bis 75 
des Grundgesetzes beschränkt. 

Artikel IV des Entwurfs muß deshalb im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens mit 
einer derartigen materiell-rechtlichen Regelung 
verknüpft werden. 
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Drucksache IV/ 3290 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. — Artikel I 

Die Bundesregierung hält die vorgeschlagene Ände- j 
rung zwar nicht für erforderlich, da auch der Be- ' 
griff „Ausübung eines Gewerbes“ in der Gewerbe- | 
ordnung verwendet wird (z. B. in § 35 Abs. 1, 5 und j 
6). Sie hat aber keine Bedenken gegen die mit dem ; 
Vorschlag des Bundesrates angestrebte stärkere ! 
Angleichung der Formulierung an die Ausdrucks- j 
weise des Titels I der Gewerbeordnung. Es sollte . 
dann jedoch statt des Ausdrucks „Gewerbebetrieb" 
der auch in den §§ 1, 3, 4, 5, 9 Abs. 2, 11 und 14 
Abs. 1 gebrauchte Ausdruck „Betrieb eines Ge- 
werbes" verwendet werden. 

Zu 2. — Artikel IV 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, daß es 1 
aus verfassungsrechtlichen Gründen erforderlich ist, 
die vorgesehene Ermächtigung durch eine materiell- 
rechtliche Norm zu ergänzen. Sie hat andererseits 
jedoch keine Bedenken dagegen, dem Wunsch des : 
Bundesrates auf Aufnahme einer solchen Norm zu 
entsprechen. 

Eine Beschränkung der Vorschrift auf den Bereich 1 
der Gesetzgebungskompetenz des Bundes durch Be- 1 
zugnahme auf die in Frage kommenden Sachbereiche , 
ist nach Auffasung der Bundesregierung entbehrlich. 
Die in Frage kommenden Berufe könnten wegen 
ihrer großen Zahl auch kaum enumerativ aufgeführt 
werden, so daß sich die Beschränkung allenfalls 


durch eine allgemeine Bezugnahme auf „die Be- 
reiche, für die eine Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes besteht", ausdrücken ließe. Die Bundesregie- 
rung wird diese Frage jedoch weiter prüfen und be- 
hält sich vor, im Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens auf sie zurückzukommen. 

Bei einer Ergänzung des Artikels durch eine mate- 
riell-rechtliche Norm in dem vom Bundesrat ge- 
wünschten Sinn hält es die Bundesregierung aus all- 
gemeinen Erwägungen für zweckmäßig, auf eine be- 
sondere Vorschrift zu verzichten, wonach die Inter- 
essenten über die im Einzelfall geltende Regelung zu 
unterrichten sind (vgl. Artikel IV Nr. 2 des Ent- 
wurls). Im übrigen sollte es ohnehin zu den Auf- 
gaben der die Gesetze durchführenden Behörden 
gehören, einem Interessenten die hier in Frage kom- 
menden Auskünfte zu geben. 

Unbeschadet der vorbehaltenen Prüfung könnte 
Artikel IV hiernach folgende Fassung erhalten: 

„Artikel IV 

Begünstigte im Sinne der Richtlinien des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über 
die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs erhalten 
auf Antrag die in diesen Richtlinien vorgesehenen 
Bescheinigungen über eine Ausbildung oder Be- 
fähigung oder die Ausübung einer beruflichen 
Tätigkeit im Inland. Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die für die Erteilung dieser Be- 
scheinigungen zuständigen Behörden oder Stellen 
zu bestimmen." 
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